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Neufassung BNatSchG (24.06.2021) 

(Tritt erst in Kraft mit der Rechtsverordnung) 

 

§ 23 Naturschutzgebiete 

(1) Naturschutzgebiete sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in denen ein besonderer 

Schutz von Natur und Landschaft in ihrer Ganzheit oder in einzelnen Teilen erforderlich ist  

1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung von Lebensstätten, Biotopen oder 

Lebensgemeinschaften bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten, 

2. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen oder landeskundlichen Gründen oder 

3. wegen ihrer Seltenheit, besonderen Eigenart oder hervorragenden Schönheit. 

(2) Alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des 

Naturschutzgebiets oder seiner Bestandteile oder zu einer nachhaltigen Störung führen können, 

sind nach Maßgabe näherer Bestimmungen verboten. Soweit es der Schutzzweck erlaubt, können 

Naturschutzgebiete der Allgemeinheit zugänglich gemacht werden. 

(3) In Naturschutzgebieten ist die Errichtung von Anlagen zur Durchführung von 

Gewässerbenutzungen im Sinne des § 9 Absatz 2 Nummer 3 und 4 des Wasserhaushaltsgesetzes 

verboten. 

Dem § 23 wird folgender Absatz 4 angefügt:  

(4) In Naturschutzgebieten ist im Außenbereich nach § 35 des Baugesetzbuches die 

Neuerrichtung von Beleuchtungen an Straßen und Wegen sowie von beleuchteten oder 

lichtemittierenden Werbeanlagen verboten. Von dem Verbot des Satzes 1 kann auf Antrag 

eine Ausnahme zugelassen werden, soweit 1. die Schutzzwecke des Gebietes nicht 

beeinträchtigt werden können oder 2. dies aus Gründen der Verkehrssicherheit oder 

anderer Interessen der öffentlichen Sicherheit erforderlich ist. Weitergehende 

Schutzvorschriften, insbesondere solche des § 41a und einer auf Grund von § 54 Absatz 4d 

erlassenen Rechtsverordnung, bleiben unberührt.“ 

§ 24 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

§ 23 Absatz 3 und 4 gilt in Nationalparken entsprechend. 

 

§ 25 Biosphärenreservate 

(1) Biosphärenreservate sind einheitlich zu schützende und zu entwickelnde Gebiete, die  

1. großräumig und für bestimmte Landschaftstypen charakteristisch sind, 

2. in wesentlichen Teilen ihres Gebiets die Voraussetzungen eines Naturschutzgebiets, im Übrigen 

überwiegend eines Landschaftsschutzgebiets erfüllen, 

3. vornehmlich der Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung einer durch hergebrachte 

vielfältige Nutzung geprägten Landschaft und der darin historisch gewachsenen Arten- und 

Biotopvielfalt, einschließlich Wild- und früherer Kulturformen wirtschaftlich genutzter oder 

nutzbarer Tier- und Pflanzenarten, dienen und 

4. beispielhaft der Entwicklung und Erprobung von die Naturgüter besonders schonenden 

Wirtschaftsweisen dienen. 
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(2) Biosphärenreservate dienen, soweit es der Schutzzweck erlaubt, auch der Forschung und der 

Beobachtung von Natur und Landschaft sowie der Bildung für nachhaltige Entwicklung. 

(3) Biosphärenreservate sind unter Berücksichtigung der durch die Großräumigkeit und 

Besiedlung gebotenen Ausnahmen über Kernzonen, Pflegezonen und Entwicklungszonen zu 

entwickeln und wie Naturschutzgebiete oder Landschaftsschutzgebiete zu schützen. 

Dem § 25 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

§ 23 Absatz 4 gilt in Kern- und Pflegezonen von Biosphärenreservaten entsprechend. 

(4) Biosphärenreservate können auch als Biosphärengebiete oder Biosphärenregionen bezeichnet 

werden. 

 

Nach § 41 wird folgender § 41a eingefügt:  

 
§ 41a Schutz von Tieren und Pflanzen vor nachteiligen Auswirkungen von Beleuchtungen  
 
(1) Neu zu errichtende Beleuchtungen an Straßen und Wegen, Außenbeleuchtungen 
baulicher Anlagen und Grundstücke sowie beleuchtete oder lichtemittierende 
Werbeanlangen sind technisch und konstruktiv so anzubringen, mit Leuchtmitteln zu 
versehen und so zu betreiben, dass Tiere und Pflanzen wild lebender Arten vor nachteiligen 
Auswirkungen durch Lichtimmissionen geschützt sind, die nach Maßgabe einer 
Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 4d Nummer 1 und 2 zu vermeiden sind. Satz 1 gilt auch 
für die wesentliche Änderung der dort genannten Beleuchtungen von Straßen und Wegen, 
baulichen Anlagen und Grundstücken sowie Werbeanlagen. Bestehende Beleuchtungen an 
öffentlichen Straßen und Wegen sind nach Maßgabe einer Rechtsverordnung nach § 54 
Absatz 4d Nummer 3 um- oder nachzurüsten.  
 
(2) Bedarf die Errichtung oder wesentliche Änderung einer Straße, eines Weges, einer 
baulichen Anlage oder einer Werbeanlage oder die Errichtung oder wesentliche Änderung 
der Beleuchtung einer solchen Anlage nach anderen Rechtsvorschriften einer behördlichen 
Zulassung oder einer Anzeige an eine Behörde oder wird sie oder er von einer Behörde 
errichtet oder geändert, so hat diese Behörde zugleich die zur Durchführung des Absatzes 
1 Satz 1 und 2 erforderlichen Anordnungen zu treffen. Sie kann insbesondere nach Art und 
Umfang der Beleuchtung angemessene konstruktive oder technische Schutzmaßnahmen 
anordnen. Die Entscheidung ist im Benehmen mit der für Naturschutz und 
Landschaftspflege zuständigen Behörde zu treffen, soweit nicht nach Bundes- oder 
Landesrecht eine weiter gehende Form der Beteiligung vorgeschrieben ist oder die für 
Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Behörde selbst entscheidet.  
 
(3) Die Errichtung oder wesentliche Änderung von Beleuchtungen im Sinne von Absatz 1 
Satz 1 und 2, die nicht von einer Behörde durchgeführt wird und keiner behördlichen 
Zulassung oder Anzeige nach anderen Rechtsvorschriften bedarf, ist der für Naturschutz 
und Landschaftspflege zuständigen Behörde vor ihrer Durchführung schriftlich oder 
elektronisch anzuzeigen, wenn die hiervon ausgehenden Lichtemissionen geeignet sind, 
erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen wild lebender Arten hervor-
zurufen. Näheres wird in der Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 4d Nummer 4 bestimmt. 
Die Behörde hat die bei der Anzeige vorgelegten Unterlagen zu prüfen und kann bei 
Unvollständigkeit der Unterlagen die Einreichung weiterer Unterlagen verlangen. Die 
Behörde kann innerhalb von vier Wochen nach Eingang der Anzeige und dem Vorliegen der 
vollständigen Unterlagen die zur Durchführung des Absatzes 1 Satz 1 und 2 erforderlichen 
Anordnungen treffen. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Wird mit der Errichtung oder 
wesentlichen Änderung von Beleuchtungen im Sinne von Absatz 1 Satz 1 und 2 ohne die 
erforderliche Anzeige begonnen, kann die Behörde die vorläufige Einstellung anordnen.“  
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